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Antrag 

 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

 

Hitzesommer als Weckruf: Hitzeschutz ernst nehmen 
 

Der Sommer 2026 ist geprägt von Hitze, Dürre, Waldbränden und Niedrigwasser - in 

Europa, Deutschland und Rheinland-Pfalz. Die Wissenschaft weist seit Jahren darauf 

hin, dass zunehmende Hitze und Dürre Folgen der Klimakrise sind. Deswegen sind 

konsequenter Klimaschutz und Klimaanpassung nötig, um die Bevölkerung zu schüt-

zen. 

Hitze gefährdet sowohl die psychische als auch physische Gesundheit und stellt das 

Gesundheitssystem vor Herausforderungen. Das Robert-Koch-Institut geht allein für 

die Zeit bis Mitte Juli von deutschlandweit rund 9 800 hitzebedingten Todesfällen aus. 

Rheinland-Pfalz ist mit mehr als 1 500 Hitzetoten besonders stark betroffen. Die er-

neute Hitzewelle um den Monatswechsel Juli/August ist in diesen Zahlen noch nicht 

einmal berücksichtigt.   

Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen kamen an ihre Grenzen. Gerade gefährdete 

Gruppen wie Kinder, Menschen mit Gesundheitsproblemen, armutsbetroffene und äl-

tere Menschen leiden besonders unter der Hitze: Es mangelt an kühlen Orten und die 

soziale Infrastruktur ist vielerorts nicht ausreichend auf Hitze vorbereitet – ob Schulen, 

Kindertagesstätten, Krankenhäuser, Einrichtungen der Altenhilfe oder die Versorgung 

von Menschen ohne Wohnraum. Ungedämmte Dachgeschosswohnungen, aufge-

heizte Klassenräume und versiegelte Außenbereiche führen zu erheblichen Belastun-

gen für große Teile der Bevölkerung.  
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Schüler und Schülerinnen, deren Eltern sich keine Klimaanlage leisten können und in 

schlecht gedämmten Wohnungen wohnen, schlafen in Hitzeperioden nachts deutlich 

schlechter, weshalb sie am nächsten Morgen nur übermüdet dem Unterricht folgen 

können. Auch dadurch verschärfen sich soziale Ungleichheit und bestehende Unge-

rechtigkeiten im Bildungsbereich.  Träger der freien Wohlfahrtspflege und die Kommu-

nen sind mit den Herausforderungen auf sich gestellt. 

Dabei werden Hitzewellen infolge der Klimakrise zunehmen und extremer ausfallen. 

Weder die Bundesregierung noch die Landesregierung haben auf diese verheerenden 

Ereignisse bislang angemessen reagiert - der Verweis auf Eigenvorsorge greift zu 

kurz. Der Hitzeaktionsplan des Landes bietet eine Grundlage und enthält richtige An-

sätze. Die Landesregierung muss Verantwortung übernehmen und eine koordinie-

rende Rolle einnehmen und die Kommunen bei Erstellung von Hitzeaktionsplänen so-

wie ihrer Umsetzung unterstützen. 

 

I. Der Landtag stellt fest,  

-  dass die Hitzewelle den Alltag der Menschen in vielerlei Hinsicht beeinträch-

tigt; 

-  dass die Erderhitzung die psychische und physische Gesundheit von Men-

schen auch in Rheinland-Pfalz gefährdet, 

-  dass die Hitzewelle soziale Ungleichheiten verstärkt und den Lern- und Bil-

dungserfolg beeinträchtigt; 

-  dass die Hitzewelle Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen und andere Ein-

richtungen der sozialen Infrastruktur sowie Schulen und Kindertagesstätten 

vor besondere Herausforderungen stellt; 

-  dass die Hitzewelle den Handlungsbedarf hin zu einer klimaangepassten 

Siedlungsentwicklung mit Begrünung, Schwammstadtelementen und Küh-

lung offenlegt; 

-  dass die Hitzewelle zu steigenden Verbraucherpreisen für die Bürgerinnen 

und Bürger führt. 
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II. Der Landtag fordert die Landesregierung auf,  

-  einen Hitzegipfel zur Koordination von Schutzmaßnahmen insbesondere für 
besonders gefährdete Gruppen einzuberufen; 

-  ein Sofortprogramm Hitzeschutz für besonders gefährdete Gruppen, Kran-
kenhäuser, Pflegeeinrichtungen und soziale Einrichtungen sowie Schulen 
und Kindertagesstätten umzusetzen, dazu gehören natürliche, bauliche und 
technischen Klimaanpassungs- und Kühlungsmaßnahmen wie z. B. Klima-
anlagen in Kombination mit PV-Anlagen; 

-  eine Begrünungs- und Entsieglungsoffensive im Siedlungsbereich zu starten; 

-  die Kommunen bei der Erstellung und Umsetzung der Hitzeaktionspläne zu 
unterstützen und zu monitoren – das gilt für kurzfristige Maßnahmen in Akut-
situationen gleichermaßen wie für mittel- bis langfristige Maßnahmen wie der 
Umsetzung von Schwamm-Konzepten; 

-  niedrigschwellige Schutzangebote im öffentlichen Raum, wie öffentliche 
Trinkwasserspender, kartierte kühle Aufenthaltsorte sowie aufsuchende An-
gebote wie Hitzebusse und Trinkwasserverteilung für wohnungslose Men-
schen, auszubauen und die Kommunen hierbei zu unterstützen; 

-  in Anknüpfung an das Programm Gemeindeschwesterplus nachbarschaftli-
che Hilfsangebote wie Hitzetelefon und Hitzepatenschaften für ältere und al-
leinlebende Menschen auszubauen;   

-  dass Informations-, Warn- und Katastrophenschutzsystem mit Blick auf Hit-
zeschutz weiterzuentwickeln; 

-   gemäß den Vorgaben des Bundes-Klimaanpassungsgesetzes zügig eine 
verbindliche Klimaanpassungsstrategie für Rheinland-Pfalz mit messbaren 
Zielen vorzulegen und dem Landtag regelmäßig über die Umsetzung zu be-
richten; 

-  mit Blick aufzunehmende Dürreextreme den Zukunftsplan Wasser konse-
quent umzusetzen, insbesondere durch ein landesweites Niedrigwasserma-
nagement und klare Priorisierungsregeln für Wasserentnahmen. 

 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Pia Schellhammer 


